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Sehr	geehrte	Damen	und	Herren,	

hiermit	sende	ich	Ihnen	meine	Antworten	zu	Ihren	Wahlprüfsteinen:	

Befürworten	Sie	die	Wiedereinführung	der	Vermögenssteuer,	die	Anhebung	der	
Spitzensteuersätze	und	die	Abschaffung	des	Steuerprivilegs	für	Kapitalerträge,	um	privaten	
Reichtum	in	Deutschland	stärker	zur	Überwindung	von	Ungleichheit	und	Armut	heranzuziehen?	

Als	Freie	Demokraten	sehen	wir	Chancengerechtigkeit	und	Bildungszugang	als	die	Grundlage	für	das	
persönliche	Vorankommen	und	ein	selbstbestimmtes	Leben	und	damit	für	eine	Weg	aus	der	Armut.	
Wir	müssen	den	Menschen,	die	in	Deutschland	von	Armut	betroffen	sind,	Wege	ermöglichen,	um	
selber	ein	Vermögen	aufzubauen.	Das	ist	der	beste	Weg	zur	Überwindung	von	Armut.		

Ergänzung	oder	auch	nur:	

Es	muss	nicht	mehr	umverteilt	werden,	sondern	es	muss	mehr	Chancen	geben,	selbst	sein	Leben	zu	
bestreiten.	Dann	hat	der	Staat	auch	die	Mittel	denen	zu	helfen,	die	sich	nicht	selber	helfen	können.		

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	den	sozialen	Wohnungsbau	durch	Bundesgesetzgebung	und	mit	
Mitteln	des	Bundes	erheblich	auszubauen,	um	bezahlbaren	und	barrierefreien	Wohnraum	zu	
schaffen?	

Wir	wollen	die	Bremsen	beim	Wohnungsbau	lösen.	Ein	Staat,	der	die	Dinge	unnötig	kompliziert	
macht,	darf	sich	nicht	wundern,	wenn	nichts	mehr	passiert.	Kaum	ein	Lebensbereich	wurde	in	den	
letzten	Jahren	so	stark	reguliert	wie	der	Wohnungsbau.Die	Folgen:	Die	Kosten	steigen	und	es	wird	
viel	zu	wenig	gebaut.	Lösen	wir	diese	Bremsen	und	sorgen	für	mehr	Wohnraum!	Dann	werden	auch	
Wohnungen	entstehen	oder	frei,	die	sich	Menschen	mit	geringem	Einkommen	leisten	können	und	
die	Mieten	steigen	nicht	weiter	in	der	bisherigen	Art.		

Wir	Freie	Demokraten	wollen	die	Wohnungsnot	in	deutschen	Großstädten	bekämpfen.	Mangel	kann	
man	aber	nicht	verwalten.	Es	muss	schlicht	mehr	Wohnraum	her.	Dazu	wollen	wir	den	Neubau	von	
Wohnungen	attraktiver	machen	und	zum	Beispiel	die	jährliche	Abschreibungsrate	für	Gebäude	von	
zwei	auf	drei	Prozent	erhöhen.	Dies	setzt	Anreize	zum	Bauen,	weil	Investitionen	schneller	steuerlich	
geltend	gemacht	werden	können.	

Wir	Freie	Demokraten	wollen	die	sogenannte	Mietpreisbremse	abschaffen.	Denn	sie	ist	tatsächlich	
eine	Wohnraumbremse,	weil	sie	Investitionen	in	mehr	Wohnraum	verhindert.	Gerade	
Privatpersonen	überlegen	sich	im	Moment	genau,	ob	sich	Investitionen	noch	lohnen.	Dabei	stellen	
sie	laut	der	Gebäude-	und	Wohnungszählung	2011	etwa	zwei	Drittel	der	Mietwohnungen	bereit	und	
wollen	gewöhnlich	auch	keine	horrenden	Renditen	erwirtschaften.	Wenn	sich	die	Vermietenden	aus	
dem	Markt	zurückziehen,	verknappt	das	Wohnungsangebot	weiter.	Die	Chancen	auf	bezahlbaren	
Wohnraum	werden	dadurch	nicht	besser.	

Wir	Freie	Demokraten	wollen	die	EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie	so	umsetzen,	dass	einzelne	
Verbrauchergruppen	beim	Neu-	oder	Umbau	von	Wohneigentum	nicht	unnötig	benachteiligt	
werden.	Denn	die	EU-Richtlinie	sieht	vor,	dass	der	Wert	eines	Neu-	oder	Umbaus	bei	einer	Prüfung	
der	Kreditwürdigkeit	ein	entscheidendes	Kriterium	sein	kann,	statt	allein	auf	das	Einkommen	des	
Schuldners	zu	schauen.	Die	deutsche	Umsetzung	klammert	diese	Möglichkeit	aber	aus.	Gerade	junge	
Familien	vor	einer	Elternzeit	oder	Rentnerinnen	und	Rentner	ziehen	so	den	Kürzeren,	wenn	allein	ihr	
Einkommen	zur	Berechnung	herangezogen	wird	und	sie	deswegen	keine	Finanzierung	mehr	erhalten.	



Deshalb	wollen	wir	die	restriktiven	Gesetzesvorschriften	der	Großen	Koalition	auf	eine	1:1-
Umsetzung	der	EU-Richtlinie	zurückführen.	

Wir	Freie	Demokraten	fordern	eine	Zweckbindung	der	Bundesmittel	zur	Wohnungsbauförderung.	
Vor	allem	in	deutschen	Ballungsräumen	fehlen	tausende	Wohnungen,	der	Bedarf	wächst	von	Jahr	zu	
Jahr.	Um	diesen	Engpass	zu	bekämpfen,	stellt	der	Bund	jährlich	rund	500	Millionen	Euro	zur	
Verfügung.	Anstatt	damit	die	dringend	benötigten	Wohnungen	zu	bauen,	versinken	diese	Gelder	
aber	zum	Teil	in	den	Kassen	der	Länder	und	Städte.	Wir	fordern	daher	eine	Zweckbindung	der	
Bundesmittel:	Geld,	das	zur	Errichtung	von	Wohnungsbau	zur	Verfügung	gestellt	wird,	muss	auch	
dafür	eingesetzt	werden.	

Der	Wohnungsbau	wird	im	notwendigen	Maße	angeregt,	wenn	jeder	Mieter	zahlungsfähig	ist.	Dafür	
sorgt	in	ein	sachgerecht	ausgestaltetes	Wohngeld,	das	der	örtlichen	Mietenentwicklung	jährlich	
angepasst	Mird.	Es	kommt	jedem	Mieter	sofort	zugute,	sobald	er	eine	Wohnung	angemessener	
Größe	zu	einem	angemessenen	Mietpreis	gefunden	hat	oder	eine	Erhöhung	der	Miete	seiner	
Wohnung	wegen	steigender	Vergleichsmieten	hinnehmen	muss.	Die	"Subjektförderung"	mit	
Wohngeld	verdient	daher	aus	sozialliberaler	Sicht	den	Vorzug	vor	einer	"Objektförderung"	durch	eine	
angeblich	"soziale	Wohnungsbauförderung".	Diese	verbreitet	die	Illusion	einer	Berechtigung	auf	eine	
Wohnung	mit	einer	subventionierten	"Kostenmiete".	Es	macht	keinen	Sinn,	der	Hälfte	der	
Bevölkerung	einen	"Wohnberechtigungsschein"	auszustellen	und	nur	für	einen	sehr	kleinen	Teil	der	
Bevölkerung	Sozialwohnungen	bereitstellen	zu	können.	Das	ist	offensichtlich	politischer	
Sozialschwindel,	den	wir	Freien	Demokraten	nicht	mitmachen	wollen.	Wir	wollen	die	Berechtigung	
auf	Bezug	einer	Sozialwohnung	auf	diejenigen	Bevölkerungskreise	begrenzen,	die	auf	dem	freien	
Wohnungsmarkt	auch	mit	einem	Wohngeldanspruch	erfolglos	bleiben,	weil	Vermieter	sie	trotz	ihrer	
Zahlungsfähigkeit	nicht	akzeptieren.	

Sehen	Sie	die	überdurchschnittlich	hohe	Arbeitslosigkeit	schwerbehinderter	Menschen	wie	der	
SoVD	als	ein	großes	Problem	an	und	welche	konkreten	Initiativen	beabsichtigen	Sie	zugunsten	
dieser	Gruppe,	die	oft	auch	langzeitarbeitslos	und	

Wir	wollen	die	Teilhabe	aller	ermöglichen.	Dazu	gehört,	dass	Menschen	mit	Handicap	die	Chance	
bekommen,	möglichst	im	ersten	Arbeitsmarkt	zu	arbeiten.	Je	mehr	wir	Wachstum	haben	und	
Arbeitsplätze	schaffen,	desto	besser	sind	auch	die	Chancen	für	Menschen	mit	Behinderungen.	Wir	
wollen	die	Chancen	nutzen,	die	der	Fachkräftemangel	für	diese	Gruppe	bietet.	Die	Mittel	der	
Ausgleichsabgabe	sollten	zügig	und	zielgerichtet	eingesetzt	werden,	auch	um	mehr	
Integrationsbetriebe	zu	schaffen.	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	Privatwirtschaft	per	Bundesgesetz	verbindlich	zur	
Barrierefreiheit	verpflichtet	wird?	

Wir	Freie	Demokraten	fordern	mehr	Barrierefreiheit.	Die	Möglichkeit,	an	allen	Facetten	des	Lebens	
teilzunehmen,	ist	Grundvoraussetzung	für	ein	selbstbestimmtes	Leben.	Damit	ältere	Menschen	und	
Menschen	mit	Einschränkungen	ungehindert	am	gesellschaftlichen	Leben	teilnehmen	können,	
müssen	wir	Barrieren	abbauen.	Dies	betrifft	auch	digitale	Angebote.	Gleichzeitig	sollen	digitale	
Angebote	und	Systeme	genutzt	werden,	um	Barrieren	abzubauen	oder	zu	verringern.	Dazu	müssen	
die	Programme	der	Stadtentwicklung	für	Barrierefreiheit	effizient	umgesetzt	werden.	Im	öffentlichen	
Bereich	ist	die	Barrierefreiheit	unerlässlich.	Im	privaten	Bereich	ist	es	im	Blick	auf	viele	Betroffene	
ausreichend,	wenn	ein	Teil	der	geförderten	Wohnungen	barrierefrei,	ein	anderer	barrierearm	
umgebaut	wird.	So	kann	bei	begrenzten	Mitteln	ein	größerer	Effekt	erreicht	werden.	Dies	bedeutet	
auch,	dass	der	Staat	offene	und	freie	Formate	verwenden	muss.	Für	uns	Freie	Demokraten	ist	
Barrierefreiheit	eine	Haltung.	Deshalb	begrüßen	wir	jeden	Schritt	in	jedem	Bereich,	der	Hindernisse	
aus	dem	Weg	räumt	und	somit	zu	mehr	Barrierefreiheit	beiträgt.	Wir	Freie	Demokraten	definieren	



aber	Barrierefreiheit	weiter:	Barrierefreiheit	auch	im	Kopf.	Wir	wenden	uns	beispielsweise	gegen	
jede	Art	von	Diskriminierung,	insbesondere	gegenüber	Älteren.	Altersgrenzen	müssen	der	
Vergangenheit	angehören.	Wir	wollen	eine	vorurteilsfreie	Gesellschaft	mit	Chancen	für	jeden.	

Rente,	Versicherungen,	Altersarmut	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	gesetzliche	Rente	wieder	maßgeblich	den	
Lebensstandard	im	Alter	durch	eine	sofortige	Beendigung	der	Absenkung	des	Rentenniveaus	und	
eine	schrittweise	Anhebung	des	Rentenniveaus	auf	53	Prozent	absichert?	

Die	Höhe	der	Rente	berechnet	sich	anhand	der	durchschnittlichen	Lebenserwartung	der	jeweiligen	
Generation	und	kann	sich	über	die	Jahre	verändern.	Dieser	jahrgangsindividuelle	Faktor	sorgt	für	
eine	solide	Finanzierung	und	einen	fairen	Ausgleich	zwischen	den	Generationen.	Damit	trägt	jede	
Generation	ihre	eigenen	Kosten	und	bürdet	sie	nicht	den	nachfolgenden	Generationen	auf.	Politische	
Eingriffe	in	die	langfristige	Rentenformel	lehnen	wir	ab.	Dazu	gehört	auch	eine	sogenannte	
Rentengarantie.	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	Altersarmut	durch	Leistungsverbesserungen	in	der	
gesetzlichen	Rentenversicherung	bekämpft	wird,	insbesondere	durch	Leistungen	des	sozialen	
Ausgleichs	für	Geringverdienende	und	Arbeitslose	sowie	durch	die	Abschaffung	der	Abschläge	bei	
Erwerbsminderungsrenten?	

Wir	Freien	Demokraten	setzen	auf	ein	Baukastenprinzip	aus	Gesetzlicher,	Betrieblicher	und	Privater	
Altersvorsorgen.	Dabei	muss	immer	gelten:	Wer	sich	anstrengt	und	vorsorgt,	muss	mehr	haben	als	
derjenige,	der	nicht	vorgesorgt	hat.	Es	kann	nicht	sein,	dass	Einnahmen	aus	der	freiwilligen	Vorsorge	
vollständig	auf	die	Grundsicherung	angerechnet	–	also	voll	abgezogen	werden.	Wir	finden:	Der	Anreiz	
zur	zusätzlichen	Altersvorsorge	gegen	Altersarmut	muss	erhalten	bleiben.		

Wir	setzen	uns	für	eine	Stärkung	der	Erwerbsminderungsrenten	ein.	Die	aktuellen	Änderungen	der	
Bundesregierung	sind	keine	wirksame	Lösung.	Denn	wer	nach	Jahren	der	Beitragszahlung	durch	
einen	Schicksalsschlag	erwerbsunfähig	wird,	darf	nicht	zum	Sozialfall	werden.	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	die	gesetzliche	Kranken-	und	die	soziale	Pflegeversicherung	
jeweils	zu	einer	Bürgerversicherung	als	einheitliches	Versicherungssystem	weiterzuentwickeln,	um	
eine	bedarfsgerechte,	leistungsfähige	und	gerechte	Versorgung	aller	auf	Dauer	sicherzustellen?	

Wir	Freie	Demokraten	stehen	für	Eigenverantwortung	und	Solidarität	im	Gesundheitssystem,	in	dem	
die	Wahlfreiheit	des	Versicherten	durch	Kassenvielfalt	gewährleistet	ist.	Dazu	setzen	wir	uns	neben	
einer	starken	privaten	Krankenversicherung	(PKV)	auch	für	eine	freiheitliche	gesetzliche	
Krankenversicherung	(GKV)	ein.		Einer	als	„Bürgerversicherung“	getarnten	staatlichen	Zwangskasse	
erteilen	wir	eine	klare	Absage.	Staatlich	organisierte	und	rationierte	Zuteilungsmedizin	führt	
langfristig	zu	einer	drastischen	Verschlechterung	der	Versorgung	der	Bevölkerung	und	verschärft	die	
demografischen	Probleme	der	gesetzlichen		Krankenversicherung.	Jede	Bürgerin	und	jeder	Bürger	
soll	frei	und	unabhängig	vom	Einkommen	wählen	können,	ob	sie	oder	er	sich	für	den	
Versicherungsschutz	bei	der	gesetzlichen	Krankenversicherung	oder	bei	einem	Anbieter	der	privaten	
Krankenversicherung	entscheidet.	Wir	Freie	Demokraten	wollen	die	Möglichkeiten	vereinfachen,	
zwischen	gesetzlicher	und	privater	Krankenversicherung	zu	wechseln.	Hierbei	wollen	wir	die	
Angebote	beider	Systeme	erhalten	und	so	sicherstellen,	dass	jeder	Mensch	die	Möglichkeit	hat,	das	
für	sich	und	seine	Lebensform	am	besten	geeignete	Modell	zu	wählen.	

Wir	wollen	außerdem	die	Möglichkeiten	vereinfachen,	zwischen	gesetzlicher	und	privater	
Krankenversicherung	zu	wechseln.	Beide	Krankenversicherungen	müssen	zukunftsfest	
weiterentwickelt	werden.	Ebenso	muss	es	Rückwege	aus	der	PKV	in	die	GKV	geben.	In	beiden	



Systemen	gibt	es	Reformbedarf.	Im	Fall	der	Öffnung	des	Marktes	muss	die	PKV	verpflichtet	werden,	
jeden	Antragsteller	im	Basistarif	zu	versichern.	Zugleich	muss	die	Möglichkeit	für	jeden	Versicherten	
verbessert	werden,	Altersrückstellungen	bei	einem	Versichererwechsel	innerhalb	der	PKV	
mitzunehmen.	Die	gesetzlichen	Kassen	sollen	mehr	Selbstständigkeit	bei	Tarifoptionen	und	
Leistungsangeboten	bekommen,	um	den	immer	individuelleren	Bedürfnissen	ihrer	Versicherten	
entgegenzukommen.	Es	darf	keine	Diskriminierung	oder	Wettbewerbsverzerrung	geben.	Daher	muss	
auch	folgerichtig	die	Finanzierung	von	sogenannten	versicherungsfremden	Leistungen	aus	
Bundeszuschüssen,	für	zum	Beispiel	Leistungen	für	Mutterschaft	und	Schwangerschaft	oder	die	
Familienversicherung	von	Kindern	und	Ehegatten,	für	alle	Versicherten	gelten	oder	für	keinen.	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	den	Zusatzbeitrag	in	der	gesetzlichen	Krankenversicherung	
abzuschaffen	und	zur	vollen	paritätischen	Beitragssatzfinanzierung	zurückzukehren?	

Nein	(s.	vorherige	Frage)	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	Rehabilitation	Pflegebedürftiger	bedarfsgerecht	erfolgt	
und	die	für	eine	konsequente	Umsetzung	des	Grundsatzes	„Rehabilitation	vor	und	bei	Pflege“	
notwendigen	finanziellen	Mittel	(wie	insbesondere	fallbezogene	Sonderzuweisungen	aus	dem	
Gesundheitsfonds)	zur	Verfügung	gestellt	werden?	

Wir	unterstützen	den	obigen	Grundsatz.	Ziel	muss	immer	wie	ein	möglichst	selbstbestimmtes	
eigenständiges	Leben	sein.	Ob	der	vorgeschlagene	oder	ein	anderer	Weg	der	Finanzierung	gewählt	
sinnvoller	ist,	muss	geprüft	werden.		

	

Werden	Sie	sich	für	eine	gesetzliche	Regelung	einsetzen,	um	prekäre	Beschäftigungsverhältnisse,	
insbesondere	Minijobs,	in	sozial	abgesicherte,	reguläre	Arbeitsverhältnisse	umzuwandeln?	

Minijobs	sind	eine	wichtige	Ergänzung	des	Arbeitsmarktes.	Schülern,	Studenten	und	Rentnern	bieten	
Minijobs	sinnvolle	Zuverdienstmöglichkeiten.	Zugleich	sehen	wir	die	Problematik	der	Multijobber.		
Mit	einer	Politik,	die	auf	Wachstum	setzt	und	Arbeitsplätze	schafft,	wird	sich	die	Situation	
verbessern.	Regionen	mit	höherer	Beschäftigungsquote	und	weniger	Arbeitslosen	haben	weit	
weniger	Minijobber.	In	der	richtigen	Wirtschaftspolitik	liegt	der	Schlüssel	zur	Verbesserung	der	
Situation	auch	der	Aufstocker.				

	

	

Werden	Sie	für	eine	deutliche	Anhebung	sowie	jährliche	Anpassung	des	gesetzlichen	Mindestlohns	
eintreten	und	das	Personal	in	den	Kontrollbehörden	aufstocken,	um	wirksame	Kontrollen	
sicherzustellen?	

Sittenwidrige	Löhne	sind	unzulässig.	Deshalb	ist	es	auch	kein	Problem	eine	solche	Untergrenze	
festzulegen.	Das	Problem	des	Mindestlohns	ist	doch	in	Wahrheit,	dass	die	Menschen	wegen	
mangelnder	Ausbildung	und	mangelnder	Alternativen	aufgrund	der	lokalen	Arbeitsmarktsituation	
darauf	angewiesen	sind	für	den	Mindestlohn	zu	arbeiten.	Bessere	Bildung	und	eine	Politik	die	auf	
eine	nachhaltige	Senkung	der	Arbeitslosenzahlen	setzt	schafft	hier	Abhilfe.	Das	Problem	ist,	dass	wir	
Tausende	Zöllner	einsetzen,	um	den	Mindestlohn	zu	überwachen,	Unternehmen	mit	weiterer	
Bürokratie	überziehen,	insbesondere	wenn	neben	dem	Mindestlohn	auf	Bundesebene	ein	
Landesmindestlohn	festgeschrieben	wird,	statt	die	Mittel	einzusetzen	um	Arbeitsplätze	zu	schaffen	
und	neue	Märkte	zu	erschließen		werden	sie	für	Bürokratie	ausgegeben.			



	

Arbeitslosengeld,	Existenzsicherung		im	Alter	für	Frauen,	Kinderarmut	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	Bezugsdauer	von	Arbeitslosengeld	I	und	die	
Rahmenfristen	zur	Erlangung	der	Anwartschaften	verlängert	werden	mit	dem	Ziel,	die	
Arbeitslosenversicherung	wieder	zum	Regelsystem	zur	Absicherung	bei	Erwerbslosigkeit	zu	
machen?	

Nein,	denn	ein	längerer	Bezug	führt	zur	Verfestigung	von	Langzeitarbeitslosigkeit.	Was	wir	brauchen	
ist	nicht	eine	Verlängerung	der	Arbeitslosigkeit,	sondern	eine	zielgerichtete	Qualifizierung	für	die	
Chance	auf	die	nächste	Arbeitsstelle.		

	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	Arbeitslosengeld-	II-Leistungen	und	
Eingliederungsmaßnahmen	für	ehemals	sozialversicherungspflichtig	beschäftigte	
Langzeitarbeitslose	verbessert,	dass	für	alle	Arbeitslosengeld	II-Empfängerinnen	und	Empfänger	
aus	Bundesmitteln	angemessene	Beiträge	zur	Rentenversicherung	geleistet	und	dass	zumindest	die	
verschärften	Sanktionsregelungen	für	Jugendliche	und	junge	Erwachsene	abgeschafft	werden?	

Die	Gemeinschaft,	die	für	Jugendliche	und	junge	Erwachsene	zählt,	hat	eine.	Anspruch	darauf,	dass	
Jugendliche	und	Erwachsene	mitwirken.	Ohne	Sanktionen	verfestigt	sich	Arbeitslosigkeit.	Wir	sind	
dabei,	wenn	es	gilt,	regelmäßig	die	Sätze	an	die	steigenden	Lebenshaltungskosten	anzupassen.		

	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	die	Anreize	und	Rahmenbedingungen	insbesondere	im	
Steuersystem	und	auf	dem	Arbeitsmarkt	so	zu	gestalten,	dass	der	Aufbau	einer	eigenständigen	und	
im	Alter	auskömmlichen	Existenzsicherung	von	Frauen	gefördert	wird?	

Ja,	deswegen	wollen	wir	ein	Bürgergeld	und	Steuersenkungen,	gerade	auch	für	untere	und	mittlere	
Einkommen.		

	

Werden	sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	Elterngeld	nicht	auf	die	Grundsicherungsleistungen	der	
Eltern	angerechnet	wird,	um	Kinderarmut	wirksam	zu	bekämpfen?	

Ich	will	ein	Bürgergeld,	dass	die	Grundsicherung	sicherstellt	und	Anreize	setzt	selbst	für	seinen	
Lebensunterhalt	zu	arbeiten,	in	dem	Rahmen	wie	es	individuell	möglich	ist.		

	

Werden	Sie	sich	dafür	einsetzen,	dass	die	soziale	Dimension	in	der	EU	gestärkt	wird	und	soziale	
Mindeststandards	entwickelt	und	durchgesetzt	werden?	

Sozialpolitik	sollte	Aufgabe	der	Nationalstaaten	bleiben.	Alles	andere	würde	die	EU	derzeit	
überfordern.	Auch	würde	es	nicht	akzeptiert	werden,	wenn	wir	unsere	Standards	den	anderen	
Staaten	vorgeben.	Genauso	würde	es	hier	nicht	akzeptiert	werden,	wenn	wir	unsere	Standards	
senken.	Die	Forderung	ist	gut	gemeint,	lässt	sich	aber	noch	gut	umsetzen.		

	

	


